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Ehrendoktorwürde für Dr. Gerard Batliner in Basel 
Die Juristische Fakultät der Uni Basel ehrte den früheren Landtagspräsidenten und Regierungschef 

Die Universität Basel zeichnete am 
Freitag am Dies academicus, ihrer 528. 
Jahresfeier, den früheren Regierungschef 
und Landtagspräsidenten Dr. Gerard 
Batliner mit der Ehrendoktorwürde aus. 
Er erhielt die Würde eines «Doktor iuris 
utriusque honoris causa» von der Juristi
schen Fakultät der Universität. In der 
Laudatio bei der Übergabe der Ehren
doktorwürde wurde das Wirken von Dr. 
Gerard Batliner als Politiker, als For
scher im staatsrechtlichen Bereich sowie 
als Förderer des Wissenschafts-, Kultur-
und Kunstlebens in unserem Land gewür
digt. 

Unter den zahlreichen politischen Tä
tigkeiten von Dr. Gerard Batliner ist das 
Amt des Regierungschefs von 1962 bis 

Gratulation 
Die Fortschrittliche Bürgerpartei 

(FBP) hat Fürstl. Justizrat Dr.  Ge
rard Batliner zur Verleihung der 
Ehrendoktorwürde der Juristischen 
Fakultät der Universität Basel in 
einem Telegramm mit folgenden 
Worten gratuliert: 

«Mit grosser Freude hat die Fort
schrittliche Bürgerpartei von der 
Verleihung der Ehrendoktorwürde 
Kenntnis genommen. Sie möchte 
Dir, lieber Gerard, für diese hohe 
Auszeichnung herzlich gratulieren. 
Sie empfindet es als grosse Ehre,  
dass mit Dir ein liechtensteinischer 
Staatsmann und Wissenschaftler 
diese Auszeichnung erhielt. Auch 
die FBP schliesst sich den in der 
Laudatio enthaltenen Würdigungen 
für Deine Tätigkeiten im Bereich 
von Politik, Wissenschaft, Kultur 
und Kunst an.» 

Fortschrittliche Bürgerpartei 
Emanuel Vogt, Parteipräsident 

Spanien billigte 
Verteidigungsahkommen 

Madrid (AP) Das spanische Kabinett 
unter Ministerpräsident Felipe Gonzalez 
hat am Freitag das neue Stationierungs
abkommen mit den USA gebilligt, das 
einen Abzug von 72 US-Kampfflugzeu
gen vom Typ F-16 aus Spanien vorsieht. 
Die Vereinbarung soll nach Angaben von 
Regierungssprecher Guillermo Una in 
Kürze vom Parlament ratifiziert werden. 

Nach dem geplanten Abkommen, das 
acht Jahre Laufzeit hat, werden die USA 
die auf dem Luftwaffenstützpunkt Torre-
jon östlich von Madrid stationierten 
Kampfflugzeuge innerhalb von drei Jah
ren abziehen und nach Italien bringen. 
Die US-Streitkräfte dürfen zwei Luftwaf
fen* und einen grösseren Marinestütz
punkt im Süden Spaniens sowie neun 
Fernmeldeeinrichtungen benutzen. Spa
nien verzichtet auf US-Militärhilfe. 

In der Vereinbarung wird ausserdem 
die Zahl der in Spanien stationierten US-
Truppen auf 8000 Soldaten und 1000 
beim Militär beschäftigte Zivilisten be
grenzt. Die USA akzeptieren ausserdem 
die Forderung Spaniens, keine Atomwaf
fen ohne Einwilligung der Regierung in 
Madrid ins Land zu bringen. 

1970, das Amt des Landtagspräsidenten 
von 1974 bis 1978 sowie die Leitung der 
liechtensteinischen Parlamentarierdele
gation beim Europarat und die Vizepräsi
dentschaft der Parlamentarischen Ver
sammlung des Europarates hervorzuhe
ben. Zahlreiche Publikationen aus seiner 
Feder zum Staats- und Völkerrecht wei
sen auf eine enorme wissenschaftliche Tä
tigkeit hin, die ergänzt wird durch die 
Gründung und Leitung des Verlags der 
«Liechtensteinischen Akademischen Ge
sellschaft» und des «Liechtenstein-Insti
tuts», dem er heute als Vorsitzender des 
Wissenschaftlichen Rates angehört. Seit 
1983 ist Dr. Gerard Batliner auch Mit
glied der Europäischen Menschenrechts
kommission. 

Während der feierlichen Verleihung 
des Ehrendoktorates in der Martinskir
che in Basel wurde die Ehrenpromotion 
mit folgender Laudatio gegründet: «Juri
stische Fakultät der Universität Basel 
verleiht die Würde eines Doktor iuris 
utriusque honoris causa an Herrn Gerard 
Batliner, aus Eschen, Liechtenstein», 

• der seinem Gemeinwesen in den ver
schiedensten Funktionen in der  Gemein
de, als Regierungschef und Landtagsprä
sident, als Leiter der  parlamentarischen 
Beobachterdelegation beim Europarat 
und als Vizepräsident der parlamentari
schen Versammlung des Europarates er
folgreich und uneigennützig gedient hat, 
• der durch seine gründlichen und origi
nellen Forschungen, namentlich zum 
liechtensteinischen Parlament und zu den 
Beziehungen des Fürstentums Liechten
stein zur Schweiz, die wissenschaftliche 
Darstellung des Gemeinwesens selbst 
massgeblich gefördert hat, 
• der durch seine unübersehbare Rolle 
als Verlagsleiter der Liechtensteinischen 
Akademischen Gesellschaft, als Vorsit
zender des wissenschaftlichen Rates des 
Liechtenstein-Instituts, als Gründer der 
Musikschule, der staatlichen Kunstsamm
lungen, der Stiftung Pro Liechtenstein 
und der Stiftung Liechtensteiner Ent
wicklungsdienst das Wissenschafts-, Kul
tur- und Kunstleben des Fürstentums 
Liechtenstein entscheidend geprägt und 
gestaltet hat.» 

Die Juristische Fakultät der Basler Universität ernannte gestern Fürstl. Justizrat 
Dr. Gerard Batliner z u m  Ehrendoktor. Unser Bild zeigt Prof. Frank Vischer (links), 
der dem neuen Ehrendoktor die Ehrenurkunde überreichte. Dr. Gerard Batliner 
erhielt den «Doctor honoris causa» f ü r  sein erfolgreiches Wirken als Politiker, f ü r  seine 
Forschungstätigkeit a u f  staatsrechtlichem Gebiet sowie als Förderer des Wissen-
schafts-, Kultur- und Kunstlebens in Liechtenstein. (Bild: A P )  

Regierung will den Finanzausgleich stabilisieren 
Das Budget 1989 sieht noch 48,9 Millionen Franken f ü r  den Finanzausgleich der Gemeinden vor 

(G.M.) - Die Gemeinden erfreuen 
sich, hält die Regierung in ihrem Voran
schlag für 1989 fest, in ihrer Gesamtheit 
einer «soliden Vermögenslage». Obwohl 
derzeit noch nicht alle Rechnungsab
schlüsse für das Jahr 1987 vorliegen wür
den, nimmt die Regierung doch an, dass 
die «Gemeinden über ansehnliche Finan-
zierungsreserven» verfügen. Aus diesen 
Überlegungen soll der Beteiligungsansatz 
an den staatlichen Steuereinnahmen auf 
17 Prozent gesenkt werden, was zusam
men mit den festen Anteilen an der Kapi
tal- und Ertragssteuer sowie der Grund
stücksgewinnsteuer noch ungebundene 
Finanzzuweisungen in Höhe von 48,9 
Mio. Fr. ergibt. 

Die Regierung ging bei der  Budgetie-
rung des Finanzausgleichs von der seit 
Jahren beabsichtigten Zielsetzung aus, 
die nicht zweckgebundenen Finanzzuwei
sungen des Staates an die Gemeinden auf 
eine Summe von rund 50 Mio. Fr. zu 
limitieren. In den letzten Jahren gelang 
die Realisierung dieses Vorsatzes, wie 
aus den Rechnungsabschlüssen hervor

geht, nicht. Aufgrund der teilweise ge
wichtigen Mehreinnahmen bei verschie
denen Steuerarten beliefen sich die Ge
samtzuweisungen seit 1985 jeweils auf 
über 50 Mio. Fr. 

Nach geltendem Recht steht den Ge
meinden ein Anteil von 50 Prozent an der 
Kapital- und Ertragssteuer der tätigen 
Kapitalgesellschaften sowie zwei Drittel 
der Einnahmen aus der Besteuerung der 
Grundstückgewinne. Zudem wird den 
Gemeinden ein Sechstel der Kapital- und 
Ertragssteuer über das Verteilungssystem 
des Finanzausgleichs zugewiesen und 
schliesslich steht den Gemeinden ein 
jährlich festzusetzender Anteil an den üb
rigen Steuer- und Abgabenerträgen des 
Landes zu. Die Regierung, die einen 
Spielraum von zwischen 15 bis 35 Prozent 
zur Verfügung hat. setzte für 1989 die 
Zuteilungsquote auf 17 Prozent - 2 Pro
zent weniger als f ü r  das laufende Jahr  -
fest. Diese Reduktion wird dem Staat 
eine Einsparung von rund 2,8 Mio. Fr. 
gegenüber dem letztjährigen Budget brin

gen, wobei die Regierung diesen Minder
ertrag als den Gemeinden durchaus «zu
mutbar» erachtet, ohne dass damit die 
Aufgabenerfüllung der kommunalen 
Verwaltungen gefährdet wäre. 

Finanzierungsreserven der Gemeinden 
Die Regierung weist bei der Begrün

dung der Quotensenkung auf die insge
samt gute Finanzlage hin, die den Ge
meinden 1984 in der Gesamtrechnung 
einen Deckungsüberschuss von 18,6 Mio. 
Fr. erbracht habe. In der Rechnungspe
riode 1985 hätten die Einnahmen der Ge
meinden die laufenden und investiven 
Gesamtausgaben um 30,9 Mio. Fr. über
troffen und 1986 sei ein Einnahmenüber
hang von 23,3 Mio. Fr. ausgewiesen wor
den. Die Reservekapitalien der Gemein
den konnten nach Darstellung der Regie
rung im Zeitraum von 1984 bis 1986 um 
72,8 Mio. Fr. geäufnet werden - oder 
anders ausgedrückt: Per 31. Dezember 
1985 übertrafen die greifbaren Mittel den 
Umfang der Schuldverpflichtungen aller 
Gemeinden um rund 110 Mio. Fr.  

Entwicklungshilfe 
(pafl) - Auf Antrag der Stiftung Liech

tensteinischer Entwicklungshilfe L E D  
hat die Regierung für zwei Projekte in 
Papua-Neuguinea und in der  Transkei 
Landesmittel von Fr. 42 000 - bewilligt. 
Mit liechtensteinischer Unterstützung 
wird in Papua-Neuguinea eine Freileitung 
zur Stromversorgung einer Missionssta
tion und einer Schule als regionales Pilot
projekt erstellt. Im Rahmen der Entwick
lungszusammenarbeit in der Transkei lei
stet Liechtenstein schon seit Jahren Be
triebskostenbeiträge an die Handwerker
schule in Umtata, wo der Liechtensteiner 
Entwicklungshelfer Bruder Stefan Fröm
melt in der  Berufsausbildung tätig ist. 

Landtagspräsident an 
Warschauer Konferenz 

(pafl) - Landtagspräsident Dr. Karl
heinz Ritter nimmt auf Einladung des 
polnischen Parlamentspräsidenten Ro
man Malinowski an der von heute Sams
tag bis Montag stattfindenden Konferenz 
der europäischen, amerikanischen und 
kanadischen Parlamentspräsidenten teil. 
Die Warschauer Konferenz steht im Zei
chen der «Zukunft Europas» und soll der 
Vertiefung der gesamteuropäischen Zu
sammenarbeit dienen. 

Konfrontation Gewerbe-Regierung 
Streitpunkt sind die gesamtarbeitsvertraglichen Abmachungen 

(G.M.) - Vor dem Inkrafttreten des 
Obligatoriums für die betriebliche Perso
nalvorsorge, das der Gesetzgeber auf den 
1. Januar 1989 vorgesehen hat, ist ein 
Streit zwischen der Regierung und der 
Gewerbe- und Wirtschaftskammer ent
brannt. Streitpunkt ist, wie aus den bishe
rigen Veröffentlichungen beider Seiten 
hervorgeht, die gesamtarbeitsvertragliche 
Abmachung, die zwischen der Gewerbe-
und Wirtschaftskanimer und dem Liech
tensteinischen Arbeitnehmerverband 
(LANV) abgeschlossen wurde. 

Die Regierung hat in einem Schreiben 
die Gewerbe- und Wirtschaftskammer so
wie den Liechtensteinischen Arbeitneh
merverband (LANV) aufmerksam ge
macht, dass Teile der gesamtarbeitsver
traglichen Abmachungen zwischen den 
beiden Sozialpartnern nicht in Einklang 
mit den gesetzlichen Bestimmungen über 
die betriebliche Personalvorsorge stehe. 

Insbesondere die Bestimmung, wonach 
alle der Gewerbe- und Wirtschaftskani
mer angeschlossenen Betriebe verpflich
tet werden sollen, ihre Arbeitnehmer auf
grund des Reglementes für den neuge
schaffenen Sozialfonds des Gewerbes zu 
versichern, Verstösse gegen zwingende 
Bestimmungen des Gesetzes über  die be
triebliche Personalvorsorge und sei des

halb von den einzelnen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern nicht zu beachten. 

Der Sozialfonds der  Gewerbe- und 
Wirtschaftskammer wehrt sich in einem 
Antwortschreiben gegen diese Auffas
sung der Regierung und weist daraufhin, 
dass seit dem 1. Juli 1981 mit rund 3000 
Arbeitnehmern Gesamtarbeitsverträge 
abgeschlossen wurden. Und alle diese 
Verträge würden die von der Regierung 
als ungültig erklärte Passage umfassen. 
Nach dem Hinweis, dass die gesamtar
beitsvertragliche Abmachung zwischen 
Gewerbe und LANV eine «wesentliche 
Besserstellung» gegenüber dem Gesetz 
ermögliche; fragt die Gewerbe- und Wirt
schaftskammer, ob die Regierung für das 
Gewerbe und die Arbeitnehmer ein
stehe? 

LANV-Präsident Alfons Schädler er
klärte auf Anfrage, der LANV-Vorstand 
werde in der nächsten Woche zusammen
treten, um über das Problem zu beraten. 
Eine Entscheidung sei noch nicht gefal
len. Mit dem Sozialfonds sei eine Abma
chung getroffen worden, weil die angebo
tenen Leistungen über die Mindesterfor
dernisse des Gesetzes hinausgingen. Nun 
müsse die Sachlage überprüft werden. 

Eine Stellungnahme des Sozialfonds der 
Gewerbe- und Wirtschaftskammer befin
det sich im Innern der heutigen Ausgabe. 

Schutz des Bodens 
Interview 
mit Dr. Herbert Wille 

Der Boden in unserem Land ist 
durch verschiedene Schadstoffein
wirkungen in Mitleidenschaft gezo
gen worden. Regierungschef-Stell
vertreter Dr.  Herbert Wille hat dem 
Landtag einen Gesetzesentwurf für 
ein Bodenschutzgesetz vorgelegt, 
das der Landtag in seiner letzten 
Sitzung in erster Lesung m Behand
lung gezogen hat. Das Gesetz be
zweckt, wie Regierungschef-Stell
vertreter Dr. Herbert Wille in 
einem Interview festhält, den 
Schutz des Bodens. Die Gesetzes
vorlage bezieht sich nach seinen 
Aussagen nicht nur auf den land
wirtschaftlich genutzten Boden, 
sondern auf den Boden in seiner 
Gesamtheit. Mit dem Gesetz über 
den Bodenschutz ist eine weitere 
Lücke im gesetzlichen Instrumenta
rium zum Schutz der Umwelt ge
schlossen worden. 

Das Interview mit Dr. Herbert 
Wille können Sie au f  Seite 3 der heu
tigen Ausgabe lesen. 

Ski-Weltcup-Saison 
wird heute eröffnet 

Si. Zwei Tage später als geplant und 
nicht in Frankreich, sondern im oester
reichischen Schladming, dem WM-Ort 
von 1982, wird heute Samstag die Ski-
Weltcup-Saison eröffnet. Auf  dem obe
ren Teil der Plainai-Abfahrtstrecke tra
gen zuerst die Damen und morgen Sonn
tag die Herren je einen Super-G aus. 

Weil die lange Zeit kritische Schneela
ge in Frankreich eine Verlegung der Su-
per-G-Rennen nach Schladming nötig 
machte, müssen die Weltcup-Fahrer 
gleich zu Beginn der Saison Reisestress in 
Kauf nehmen. Bereits am Montag (Da
men) und Dienstag (Herren) werden in 
Les Menuires/Val Thorens (Fr) die ur
sprünglich für diese Woche vorgesehenen 
Riesenslalom-Rennen nachgeholt. 

Für den modischen 
Durchblick 
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